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Zur Verwirklichung des Grundsatzes des gleichen Lohnes
für eine gleichwertige Arbeit der Frauen

Im Sommer 1951 hat die Internationale Arbeitskonferenz in Genfeiner Konvention (ergänzt durch eine Empfehlung) zugestimmtüber den Grundsatz des gleichen Lohnes für eine gleichwertige Ar-beit der Frauen Damit ist nicht ein Schlußstein gelegt, sondern imGegenteil Auftakt und Anstoß zu weiteren Ueberlegungen undMaßnahmen auf diesem Gebiet gegeben worden. Innert Jahresfrist ist —laut Statuten der Internationalen Arbeitsorganisation — iede Mit-
g ledsregierung verpflichtet, dem Parlament über den Abschlußdieser Konvention Bericht zu erstatten und die Frage der Ratifikationderselben zu stellen.

(rl^Ü>StVfSKändl^tl WM ,die Dnrc«führung «es Grundsatzes des!Ü "
•

Ur flnTe gki^^tige Leistung der Frauen andersgestaltet sein müssen in Landern, in denen die Löhne — auch die derPrivatwirtschaft - zentral durch die Regierung festgesetzt werdenals in Landern, in denen sie in Verhandlungen zwischen Arbeiter-und ünternehmerverbänden durch Kollektivverträge vereinbart werden.Aber auch innerhalb jeder dieser beiden Kategorien vonLändern gibt es verschiedene Wege, um der Verwirklichung des Grundsatzes
naher zu kommen. So stellt sich auch für uns die Frage: Welcher

Weg sollte bei uns eingeschlagen werden, um den Grundsatzzu verwirklichen? Die Frage ist aktuell. Wir wollen hier noch keine
VnrZT " r e°'J8°ndern darauf hin^isen, ^e andere Länder
vorgegangen sind, um daraus gegebenenfalls Anregungen und
Erfahrungen zu gewinnen. s

Ai?Z Itntern.atj?nale Arbeitsamt hat die verschiedenen Methoden,
rl^A a" dT** Gebi,et eingeschlaSen werden, untersucht und
vöS m£ nTr Z"8aDJm1enk°»ft vou Experten für die Frauenarbeit
von Mitte Dezember 1951 zusammengestellt.
li,?" BAriCrl fÜIJrt ver8chied«K= Läuder an, in denen die Verwirk-liehung des Grundsatzes auf dem Wege der Gesetzgebung angehebt
wurde. So ist in Ontario (Kanada) ein Gesetz angenommen worden
SIT IT™ 19? £ Kraft ^r^n ist und das eine Art vonSchiedsverfahren und obligatorischen Entscheidungen vorsieht: DerArbeitsminister von Ontario kann einen Schiedsrichter ernennendessen Aufgabe es ist, Klagen von Arbeiterinnen zu prüfen ™iTden
Eindruck haben, in Bezug auf die Lohnzahlung diskVnuiniert alsoallem wegen ihres Geschlechtes schlechter behandelt worden zu set
den AeZhenl^8t^en ZUIZtit- t"* in 12 Staaten Gese^ »»<*
fo?og u 7?hn fur elne einwertige Leistung der Frauen Das

nun™ M™ ' e/r gl61C,he ~ oder eine «ngkiehe Entlöh-nung von Mannern und Frauen bedingen, respektive gestatten.
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Frankreich, das von einer zentralen Festsetzung der Löhne durch
die Regierung wieder zurückgekehrt ist zu freien Kollektivverträgen,
hat dennoch den Grundsatz des gleichen Lohnes für eine gleichwertige

Leistung der Frauen in der Gesetzgebung beibehalten. So
bestimmt ein Gesetz vom 11. Februar 1950, daß die Landeskollektivverträge

obligatorisch Bestimmungen enthalten müssen über die
Maßnahmen zur Anwendung des Grundsatzes des gleichen Lohnes
für eine gleichwertige Arbeit der Frauen und Jugendlichen. Das
Dekret vom 23. August 1950 über die Festsetzung von Minimallöhnen

macht keinen Unterschied zwischen männlichen und weiblichen
Arbeitern.

In ihrer Verfassung haben neuerdings Nicaragua und Salvador den
Grundsatz des gleichen Lohnes festgelegt, und zwar — das ist das
Neue — nicht nur in allgemeinen Wendungen, wie es bisher schon
in verschiedenen Verfassungen geschehen ist, sondern in einer sehr
bestimmten Form. So wurde zum Beispiel in der Verfassung von
Salvador festgelegt, daß in ein und demselben Betrieb und unter
gleichen Umständen gleichen Leistungen ein gleicher Lohn entsprechen

müsse, unabhängig vom Geschlecht, der Rasse, des Glaubens
oder der Nationalität des Arbeitnehmers.

Diese genaue, detaillierte Festlegung des Grundsatzes in der
Verfassung hat ihre Ursache unter anderem darin, daß mit allgemeinen
Verfassungsformulierungen bisher nicht überall ermutigende
Erfahrungen gemacht worden sind. Sie wurden vielmals nicht eingehalten.
In Westdeutschland sind zudem Schwierigkeiten entstanden über die
Auslegung des betreffenden Artikels 3 des Grundgesetzes, der lautet:

1. Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
2. Männer und Frauen sind gleichberechtigt.
3. Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung,

seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft,
seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauung

benachteiligt oder bevorzugt werden.

Die Meinungen sind nun geteilt über die Frage, ob diese
Bestimmungen auch die Gleichheit der Entlöhnung von Männern und
Frauen bei gleichwertiger Arbeitsleistung bedingen? Sind die
Grundgesetzbestimmungen zudem unmittelbar bindend, solange
noch keine Ausführungsgesetze dazu bestehen? Ein ausführliches
Rechtsgutachten von Prof. Dr. H. C. Nipperdey («Gleicher Lohn der
Frau für gleiche Leistung», Bund-Verlag, Köln, 1951) bejaht diese
Fragen und zieht in seinen Ergebnissen die Schlußfolgerungen:

1. Der Grundsatz: Gleicher Lohn für eine gleiche Leistung
ergibt sich aus Art. 3 des Bonner Grundgesetzes und ist somit
ein Bestandteil der Verfassung der Bundesrepublik.
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2. Der Grundsatz ist unmittelbar geltendes Recht, an das alle
seit dem 24. 5. 1949 getroffenen Lohnvereinbarungen gebunden
sind.

Vom Arbeitsgericht in Köln ist ebenfalls ein Entscheid gefällt worden,
daß die Gleichheit der Entlöhnung bestehen müsse, wenn eineFrau die gleiche Arbeit wie ein Mann ausführen müsse.

Auch dort, wo der Grundsatz des gleichen Lohnes für eine
gleichwertige Leistung der Frauen in Gesetz oder Verfassung verankert ist,stellt sich das Problem der Bewertung der Arbeit. Wann liegt eine
gleichwertige Leistung vor im Fall, daß Männer und Frauen nicht
genau die gleiche Arbeit verrichten? In dieser Hinsicht gehen die
USA voran, indem sie die verschiedenen Arbeiten analysieren und
klassifizieren.

Eine solche Arbeitsanalyse ist zudem wertvoll bei der Vermittlung
von Arbeitskräften. Allzu oft werden traditionsgemäß gewisse — vorallem besser bezahlte — Arbeiten als Männerarbeiten gestempelt.Eine genaue Analyse der Arbeit und ihrer Anforderungen an den
Ausführenden lassen oftmals erkennen, daß diese ebenso gut von
grauen wie von Männern bewältigt werden könnte. Auf diese Weise
können neue, auch besser bezahlte Berufe den Frauen geöffnetwerden. ö

Eigene Wege ist Schweden gegangen, wo die kollektiven
Arbeitsvertrage die Grundlage von Lohnfestsetzungen sind. Hier haben sichder Schwedische Gewerkschaftsbund und der Unternehmerverband
geeinigt über die Wünschbarkeit der Abschaffung aller willkürlichen,

allein auf dem Geschlecht beruhenden Lohndifferenzen. Sie
schlagen vor daß in Zukunft die Löhne festgelegt werden entsprechenddem Anteil, den jeder Arbeiter zur Produktion beiträgt. Auchhier wird eine bis ins einzelne gehende Klassifizierung der Arbeiten
m jedem Industriezweig vorgesehen.

Wieder andere Länder versuchen — ebenfalls in Anpassung andie Genfer Beschlüsse —, den Grundsatz des gleichen Lohnesschrittweise zu verwirklichen. So wurde der vom australischen
Schiedsgericht festgelegte Grundlohn der Frauen von bisher meist52 bis 54 Prozent allgemein auf 75 Prozent der Männerlöhne
festgelegt. Die luxemburgische Regierung bestimmte, daß der Unterschied

zwischen Männer- und Frauenlöhnen in Zukunft nur noch10 Prozent betragen solle.
Bei einer solchen schrittweisen Verwirklichung besteht allerdingsdie Gefahr, daß die Frauenlöhne auf den festgesetzten Prozentsätzeneinfrieren Die Experten für die Frauenarbeit in Genf empfehlendaher, daß in diesen Fällen von vornherein weitere periodische

Anpassungen der Frauenlöhne vorgesehen werden.
In verschiedenen Ländern scheint es notwendig, sich zuerst einenGesamtüberblick zu verschaffen über die tatsächlichen Unterschiede
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zwischen Männer- und Frauenlöhnen wie auch über alle Aenderungen,
die eine Anwendung des Grundsatzes des gleichen Lohnes für

eine gleichwertige Leistung hervorrufen müßten. Eine solche
Kommission wurde 1944 ir» Großbritannien von der Regierung eingesetzt.
In Schweden wurde ^ie Kommission mit ähnlichen Aufgaben von
der paritätischen Organisation der Unternehmer und Arbeiter
gebildet.

Damit berühren wir einen Punkt, der auch für unser Land die
größte Bedeutung hätte. Auch bei uns herrscht weitgehend Dunkel
über die tatsächlichen Lohnunterschiede bei Frauen und Männern
bei gleichwertigen Leistungen. Wohl bestehen Lohnstatistiken des
Biga und der Suval. Aus ihnen geht jedoch nur hervor, wie viel
niedriger die Frauenlöhne im Durchschnitt stehen als die Männerlöhne.

Sie sagen nichts darüber aus, ob die Frauenlöhne niedriger
sind, weil die Frauen weniger anspruchsvolle Arbeiten verrichten,
oder ob die Löhne trotz gleichwertiger Leistung niedriger sind. Das
ist jedoch der entscheidende Punkt. Eine eidgenössische Kommission,
zusammengesetzt aus Vertretern der Behörden, der Arbeitnehmer
und der Arbeitgeber, in der selbstverständlich auch Frauen
vertreten sein müßten, könnte hier wertvolle und notwendige Arbeit
leisten. Ihre Aufgabe wäre eine doppelte: Erstens ein möglichst
umfassendes Bild über die tatsächlichen Verhältnisse zu gewinnen,
darüber, was alles geändert werden müßte, um den Grundsatz des
gleichen Lohnes für eine gleiche Leistung der Frauen bei uns zu
verwirklichen. Zweitens wäre es ihre Aufgabe, zu prüfen, durch
welche Maßnahmen einer Verwirklichung des Grundsatzes in unserem

Land am besten nähergekommen werden kann, unter
Berücksichtigung unserer besonderen Verhältnisse und der bei uns üblichen
Methoden der Lohnfestsetzung.

Die Bildung einer solchen Kommission gehört zu den aktuellen
Forderungen der Gewerkschafterinnen. Dabei sind sie sich wohl
bewußt, daß nicht alle Arbeiten einer Kommission überlassen werden

können, sondern daß einer Verwirklichung des Grundsatzes
des gleichen Lohnes für eine gleichwertige Leistung der Frauen nur
nähergekommen werden kann, wenn jeder einzelne Gewerkschafter
und jede Gewerkschafterin sich an ihrem Platz ebenfalls dafür
einsetzen.

M. Oettli.
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